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KURZE BEGRÜNDUNG
Einleitung
Gegen Ende der Sechsten Wahlperiode hatte der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten die Europäische Kommission aufgefordert, ein zusätzliches Instrument für jene Tätigkeiten mit Entwicklungsländern zu schaffen, die nicht in den Anwendungsbereich des Finanzierungsinstruments für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) fallen. Da das DCI auf Tätigkeiten beschränkt ist, die als öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) gelten, bestand eine Rechtslücke, was die Tätigkeiten mit Entwicklungsländern betrifft, die auf gegenseitigem Interesse beruhen, wie Austausch im Kultur- und Hochschulbereich, Technologieaustausch, politischer Dialog, Unterstützung der Medien usw.
Um eine Vielzahl von Instrumenten für die auswärtigen Beziehungen zu vermeiden, hatte der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten vorgeschlagen, das bestehende Instrument für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern (ICI) (Verordnung des Rates (EG) Nr. 1934/2006) in ein „Instrument für die Zusammenarbeit mit Drittländern bei Nicht-ODA-Tätigkeiten“ umzuwandeln.
Rechtsgrundlage
Die Kommission hat nun einen Vorschlag zur Änderung der Verordnung („ICI+-Verordung“) (KOM(2009)0197 endgültig) vorgelegt, der aufgrund der Vorgeschichte an den Ausschuss für internationalen Handel überwiesen wurde, da dieser die Federführung für das ursprüngliche ICI-Dossier innehatte. Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten beantragte den Status als assoziierter Ausschuss gemäß Artikel 50 der Geschäftsordnung des Parlaments mit der Begründung, dass das neue Instrument nicht nur zur Behebung einer Lücke bei dem ursprünglichen Instrument diene, sondern auch in bedeutendem Maße zu einem außenpolitischen Instrument für die Beziehungen zwischen der EU und Drittländern in Asien, Lateinamerika und dem Nahen Osten werde.
Die Kommission sieht in ihrem neuen Vorschlag eine Ausweitung des geografischen Anwendungsbereichs des ICI von den ursprünglichen 17 Ländern mit hohem Einkommen auf weitere 46 Länder vor, die unter die DCI-Verordnung fallen, und schlägt darin vor, den Referenzbetrag für diese Zusammenarbeit für den Zeitraum 2010-2013 von 172 Millionen EUR auf 348 Millionen EUR zu erhöhen, was ungefähr einer Verdoppelung des Betrags entspricht. 

Am 1. Dezember 2009 ist der Vertrag von Lissabon in Kraft getreten, was eine Änderung der Rechtsgrundlage für das neue Instrument erforderlich machte. Mit den Bestimmungen des neuen Vertrags ändert sich der frühere Artikel 181a (jetzt Artikel 212) dahingehend, dass er sich nur auf Tätigkeiten mit industrialisierten Ländern bezieht. Da es sich infolge der Umgestaltung des ICI bei mehr als zwei Dritteln der Partnerländer um Entwicklungsländer handeln wird, wurden zwei weitere Rechtsgrundlagen hinzugefügt: Entwicklungszusammenarbeit (Artikel 208/9) und Handelspolitik (Artikel 206/7). Keine dieser drei Rechtsgrundlagen entspricht jedoch in vollem Umfang der Art von Tätigkeiten, auf die sich das neue Instrument erstrecken soll, da mit Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon sich nicht nur die Tragweite von Artikel 212 geändert hat, sondern auch Artikel 208/9 geändert wurde. Die Armutsbekämpfung ist nun zum „Hauptziel“ der Entwicklungszusammenarbeit geworden. Während die „Armutsbekämpfung“ im Rahmen der „öffentlichen Entwicklungshilfe“ (ODA) ganz klar das Hauptziel des „großen“ DCI-Instruments ist, soll sich das „kleine“, umgestaltete ICI-Instrument auf Nicht-ODA-Tätigkeiten erstrecken, die von gemeinsamem Interesse für Europa und die Partnerländer sind. Dem Sinn von Artikel 208/9 wird daher nur dann vollauf Rechung getragen, wenn das DCI-Instrument und das (umgestaltete) ICI-Instrument als zwei Teile eines Ganzen gesehen werden.
In Ermangelung einer besseren Lösung kamen die Juristischen Dienste aller drei Organe überein, diese dreifache Rechtsgrundlage zu akzeptieren, und die Verfasserin der Stellungnahme schlägt vor, dem Vorschlag der Kommission zu folgen. 

Komitologie
Im Zusammenhang mit der Europäischen Initiative für Demokratie und Menschenrechte (EIDHR), dem Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit (DCI) und dem Stabilitätsinstrument hatten der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten und der Entwicklungsausschuss bereits die Auffassung vertreten, dass Strategiepapiere und/oder Mehrjahresrichtprogramme als „delegierte Rechtsakte“ im Sinne von Artikel 290 gelten sollten. Es wird vom Ausschuss für internationalen Handel erwartet, dass er bei dem umgestalteten ICI-Instrument dieselbe Haltung einnimmt. Diese Haltung wird auch vom Juristischen Dienst des Parlaments vertreten und, was nicht überrascht, von den Juristischen Diensten der beiden anderen Organe abgelehnt. Das Parlament hätte damit die Befugnis, vorgeschlagene Entwürfe von mehrjährigen Kooperationsprogrammen (oder ihrer Überprüfungen) gegebenenfalls abzulehnen. Im Falle des umgestalteten ICI sollten wir im Hinblick auf eine Synergie mit den anderen Instrumenten für die Mehrjahresprogramme deren Einstufung als „delegierte Rechtsakte“ fordern (insbesondere in Anbetracht der Tatsache, dass die ICI-Verordnung als solche sehr allgemein gehalten ist). Es sollten gemeinsame Triloge stattfinden, um zu einer Einigung mit der Kommission und dem Rat über diese spezifische horizontale Frage zu gelangen, wobei dies unsere Verhandlungsposition und -möglichkeiten verbessern dürfte.
Finanzrahmen
Die Kommission schlägt neben den für das ursprüngliche ICI-Instrument vorgesehenen 172 Millionen EUR einen weiteren Betrag von 176 Millionen EUR für die neuen Länder (Anhang II) vor. Diese Beträge entsprechen leider in keiner Weise dem zahlenmäßigen Anteil, den die unter die künftige Verordnung fallenden Länder jeweils ausmachen, da es sich bei den Entwicklungsländern in Anhang II um zwei Drittel aller Länder handelt und die Länder mit hohem Einkommen somit nur noch ein Drittel der gesamten Länder darstellen. Wir gehen davon aus, dass diese Frage bei der Überprüfung der Verordnung angegangen wird.
Die Kommission schlägt vor, 108,5 Mio. EUR der 176 Mio. EUR, die für die Länder in Anhang II bestimmt sind, aus der DCI-Mittelausstattung aufzubringen. Die Verfasserin der Stellungnahme schließt sich der Haltung des Berichterstatters des Ausschusses für internationalen Handel sowie des Verfassers der Stellungnahme des Entwicklungsausschusses an, wonach kein Mitteltransfer aus dem DCI vorgenommen werden sollte. 

Änderungsanträge
a) Titel
Angesichts der veränderten politischen Tragweite des überarbeiteten ICI-Instruments ist auch eine Änderung des Titels erforderlich. In Änderungsantrag 4 schlägt die Verfasserin der Stellungnahme als Bezeichnung für das neue Instrument „Finanzierungsinstrument für die Zusammenarbeit mit Ländern des Nahen Ostens, Asiens und Nord- und Südamerikas sowie mit Südafrika“ vor. Die Abkürzung könnte infolgedessen MAAS lauten.

b) Ausweitung des Anwendungsbereichs:
Aus einem Instrument, das im Wesentlichen zur Förderung besserer Wirtschafts- und Handelsbeziehungen mit bestimmten Ländern mit hohem Einkommen bestimmt war, wird nun ein außenpolitisches Instrument, bei dem die Mehrzahl der Kooperationspartner Entwicklungsländer sind. Der zahlenmäßige Anteil der Länder mit hohem Einkommen und der industrialisierten Länder (Anhang I der vorgeschlagenen Verordnung
) beträgt ein Drittel und der Anteil der Entwicklungsländer (Anhang II der vorgeschlagenen Verordnung
) zwei Drittel. Die Tätigkeitsbereiche sollten daher neben der wirtschaftlichen Zusammenarbeit auch eine Zusammenarbeit im Kultur- und Hochschulbereich einschließen. Ab nun werden Entwicklungsländer (Anhang II) die Mehrzahl der „Partnerländer“ ausmachen, während die frühere Liste von industrialisierten Ländern und Ländern mit hohem Einkommen nur noch knapp einem Drittel der gesamten Länder entspricht. Diese neuen Prioritäten sollten im Text klar zum Ausdruck kommen, und in den Änderungsanträgen 5, 6, 7, 9, 10, 11 und 12 wird eine Ausweitung des Anwendungsbereichs der Verordnung vorgeschlagen.
c) Keine Überschneidung mit dem Finanzierungsinstrument für die Entwicklungszusammenarbeit
Es ist auch wichtig, eine klare Unterscheidung zwischen dem DCI-Instrument, das zur Finanzierung der öffentlichen Entwicklungshilfe (ODA) gedacht ist, und dem geänderten Finanzierungsinstrument für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern, MAAS (Naher Osten, Asien, Nord- und Südamerika und Südafrika), zu treffen, das gegenwärtig geprüft wird und das die Zusammenarbeit im gegenseitigen Interesse abdecken und ausdrücklich die Nicht-ODA-Tätigkeiten betreffen sollte. Durch Änderungsantrag 5 soll sichergestellt werden, dass es zu keiner Überschneidung kommt.
d) „Delegierte Rechtsakte“
Die Änderungsanträge 3, 13, 15, 16, 17 und 18 betreffen die Frage der „delegierten Rechtsakte“ und werden in ähnlicher Form bei allen anderen Finanzierungsinstrumenten, deren Überprüfung ansteht, eingefügt. Die Änderungsanträge 13, 15 und 16 sehen das Erfordernis vor, dass die jährlichen Aktionsprogramme dem Rat und dem Parlament gleichzeitig zur Information zu übermitteln sind.
e) Keine Tätigkeiten mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen 

Änderungsantrag 14 sieht eine Anpassung des MAAS-Instruments an die Normen des DCI-Instruments vor, um den Verteidigungsbereich ausdrücklich von den in Frage kommenden Kooperationsmaßnahmen auszuschließen.
ÄNDERUNGSANTRÄGE
Der Ausschuss für auswärtige Angelegenheiten ersucht den federführenden Ausschuss für internationalen Handel, folgende Änderungsanträge in seinen Bericht zu übernehmen:
<RepeatBlock-Amend><Amend>Änderungsantrag

<NumAm>1</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 1 a (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Bezugsvermerk 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(1a) Bezugsvermerk 1 erhält folgende Fassung:

	
	„gestützt auf den Vertrag über die Arbeitsweise der Europäischen Union, insbesondere auf die Artikel 212, 207 Absatz 2 und 209 Absatz 1,“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Änderung der Rechtsgrundlage nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon und entsprechende Aktualisierung.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>2</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Erwägung 5</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	(5) Die Zielsetzungen und Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen3 sind geeignet, um eine solche verstärkte Zusammenarbeit mit Ländern, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 fallen, zu verwirklichen. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, den geografischen Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 auszuweiten und einen Finanzrahmen für die Zusammenarbeit mit den genannten Entwicklungsländern vorzusehen.
	(5) Die Zielsetzungen und Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen3 in der nachstehend geänderten Fassung sind geeignet, um eine solche verstärkte Zusammenarbeit mit Ländern, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 fallen, zu verwirklichen. Zu diesem Zweck ist es erforderlich, den geografischen Anwendungsbereich der Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 auszuweiten und einen Finanzrahmen für die Zusammenarbeit mit den genannten Entwicklungsländern vorzusehen.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die Ziele und der Anwendungsbereich der Verordnung von 2006 haben sich erheblich geändert. Es handelt sich im Grunde nicht mehr um das selbe Instrument. Ohne einen ausdrücklichen Hinweis darauf, dass die Bestimmungen geändert werden, wäre die Aussage in dieser Erwägung nicht korrekt.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>3</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Erwägung 6 a (neu)</Article>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(6a) Der Kommission sollte die Befugnis übertragen werden, delegierte Rechtsakte nach Artikel 290 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union in Bezug auf die mehrjährigen Kooperationsprogramme zu erlassen, da diese Programme die Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 ergänzen und allgemeine Geltung haben.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Standardtext für delegierte Rechtsakte.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>4</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 1</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Titel</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten sowie mit anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen und mit unter die Verordnung (EG) Nr. 1905/206 fallenden Entwicklungsländern.
	Verordnung (EG) Nr. 1934/2006 des Rates vom 21. Dezember 2006 zur Schaffung eines Finanzierungsinstruments für die Zusammenarbeit mit Ländern des Nahen Ostens, Asiens und Nord- und Südamerikas sowie mit Südafrika (MAAS).


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Es ist ein neuer Titel erforderlich, um dem erweiterten Anwendungsbereich der neuen Verordnung Rechnung zu tragen.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>5</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 2</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 1 – Absatz 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Mit der Gemeinschaftsfinanzierung werden die wirtschaftliche, finanzielle und technische Zusammenarbeit sowie andere Formen der Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern und Gebieten, anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen sowie Entwicklungsländern, die unter die Verordnung (EG) Nr. 1905/2006 fallen, im Rahmen der Zuständigkeit der Gemeinschaft unterstützt. 
	1. Mit der Gemeinschaftsfinanzierung im Rahmen dieser Verordnung werden die wirtschaftliche, finanzielle, technische, kulturelle und akademische Zusammenarbeit sowie andere Formen der Zusammenarbeit mit den in Anhang II aufgeführten Entwicklungsländern sowie den in Anhang I aufgeführten industrialisierten Ländern und Gebieten und anderen Ländern und Gebieten mit hohem Einkommen („Partnerländer“) im Rahmen der Zuständigkeit der Gemeinschaft unterstützt. Diese Verordnung dient grundsätzlich der Finanzierung von Maßnahmen, die nicht die Kriterien der OECD für die öffentliche Entwicklungshilfe (ODA) erfüllen.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Das geänderte Instrument sollte sich auch auf die kulturelle und akademische Zusammenarbeit erstrecken. Die Entwicklungsländer werden nun die Mehrzahl der „Partnerländer“ ausmachen; die frühere Liste von industrialisierten Ländern und anderen Ländern mit hohem Einkommen stellt nunmehr nur knapp ein Drittel der gesamten Länder dar. Diese neuen Prioritäten sollten klar angegeben werden. Es ist auch eine klare Unterscheidung zwischen dem DCI, das der Finanzierung von ODA-Tätigkeiten dienen sollte, und dem neu überarbeiteten Instrument für die Zusammenarbeit mit industrialisierten Ländern, MAAS (Naher Osten, Asien, Nord- und Südamerika sowie Südafrika) erforderlich, das die im gemeinsamen Interesse erfolgende Zusammenarbeit abdecken und ausdrücklich für Nicht-ODA-Tätigkeiten bestimmt sein sollte.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>6</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 2</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 1 – Absatz 2</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Vorrangiges Ziel der Zusammenarbeit mit den in Absatz 1 genannten Ländern und Gebieten ist es, durch spezifische Maßnahmen die Beziehungen zu ihnen zu stärken und auf bilateraler, regionaler oder multilateraler Ebene weiter auszubauen, um günstigere Rahmenbedingungen für die Fortentwicklung der Beziehungen der Gemeinschaft zu diesen Ländern und Gebieten zu schaffen, den Dialog zu fördern und die Interessen der Gemeinschaft zu unterstützen.
	2. Vorrangiges Ziel der Zusammenarbeit mit den Partnerländern ist es, durch spezifische Maßnahmen die Beziehungen zu ihnen zu stärken und auf bilateraler, regionaler oder multilateraler Ebene weiter auszubauen, um günstigere Rahmenbedingungen für die Fortentwicklung der Beziehungen zwischen der Gemeinschaft und den Partnerländern und -gebieten zu schaffen, den Dialog zu fördern und das gegenseitige Verständnis und die Interessen der Gemeinschaft zu unterstützen.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die Verwendung des Begriffs „Partnerländer“ ist durch Änderungsantrag 5 bedingt. Durch die Änderung des Anwendungsbereichs des Instruments geht es nicht mehr darum, nur „die Interessen der Gemeinschaft zu unterstützen“, sondern es handelt sich um ein Instrument, das Tätigkeiten im Interesse sowohl der Europäischen Union als auch der Partnerländer ermöglichen soll.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>7</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 2 – Absatz 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	1. Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Beziehungen zu Partnern, die die Werte der Gemeinschaft teilen, ähnliche politische, wirtschaftliche und institutionelle Strukturen aufweisen und wichtige bilaterale Partner und Akteure in multilateralen Gremien und im Rahmen der Global Governance sind, zu entwickeln. Die Zusammenarbeit erstreckt sich auch auf Partnerländer, bei denen die Gemeinschaft ein strategisches Interesse an der Förderung der Beziehungen hat.
	1. Die Zusammenarbeit zielt darauf ab, die Beziehungen zu den Partnerländern im Hinblick auf die Verwirklichung folgender Ziele zu entwickeln:

	
	– Konfliktminderung und Förderung des Dialogs und der Annäherung;

	
	– Eintreten für ähnliche politische, wirtschaftliche und institutionelle Strukturen und Werte sowie deren Förderung; 

	
	– Verstärkung des Austausches mit wichtigen bilateralen Partnern und Akteuren in multilateralen Gremien und im Rahmen der Global Governance.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Erweiterung des Anwendungsbereichs – Diese Aufzählung von Zielen bedarf keiner weiteren Erläuterungen.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>8</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 2 – Absatz 2</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	2. Für die Zwecke dieser Verordnung sind industrialisierte Länder und Gebiete und andere Länder und Gebiete mit hohem Einkommen die Länder und Gebiete, die in Anhang I aufgeführt sind, und Entwicklungsländer die Länder, die in Anhang II aufgeführt sind. Sie werden nachstehend als „Partnerländer“ bezeichnet. Zur Förderung der regionalen Zusammenarbeit kann die Kommission allerdings in hinreichend begründeten Fällen bei der Annahme der in Artikel 6 genannten Aktionsprogramme beschließen, dass nicht in den Anhängen aufgeführte Länder förderfähig sind, wenn das durchzuführende Projekt oder Programm regionaler oder grenzüberschreitender Art ist. Entsprechende Bestimmungen können in den in Artikel 5 genannten mehrjährigen Kooperationsprogrammen vorgesehen werden. Die Kommission ändert die Listen in den Anhängen I und II entsprechend den Abänderungen, die der OECD-Ausschuss für Entwicklungshilfe regelmäßig an seiner Liste der Entwicklungsländer vornimmt, und unterrichtet den Rat darüber.
	2. Zur Förderung der regionalen Zusammenarbeit kann die Kommission in hinreichend begründeten Fällen bei der Annahme der in Artikel 6 genannten Aktionsprogramme beschließen, dass nicht in den Anhängen aufgeführte Länder förderfähig sind, wenn das durchzuführende Projekt oder Programm regionaler oder grenzüberschreitender Art ist. Entsprechende Bestimmungen können in den in Artikel 5 genannten mehrjährigen Kooperationsprogrammen vorgesehen werden. Die Kommission ändert die Listen in den Anhängen I und II entsprechend den Abänderungen, die der OECD-Ausschuss für Entwicklungshilfe regelmäßig an seiner Liste der Entwicklungsländer vornimmt, und unterrichtet den Rat darüber.


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Siehe Änderungsantrag 5.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>9</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 a (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 4 – Nummer 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3a) Artikel 4 Nummer 1 erhält folgende Fassung:

	
	„(1) Förderung der Zusammenarbeit, von Partnerschaften und gemeinsamen Projekten zwischen wirtschaftlichen, akademischen, kulturellen und wissenschaftlichen Akteuren in der Gemeinschaft und in den Partnerländern, mit besonderem Schwerpunkt auf Tätigkeiten zur Bekämpfung des Klimawandels und auf umwelt- und sozialverträglichen sauberen Technologien, die auf die örtlichen Bedingungen zugeschnitten sind;“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Kulturelle Tätigkeiten und umweltfreundliche Tätigkeiten sind in den Anwendungsbereich des Instruments aufzunehmen.(Die Änderungen in Bezug auf die Bereiche, die beim ursprünglichen Instrument festgelegt wurden, sind durch Kursivschrift gekennzeichnet).
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>10</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 b (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 4 – Nummer 2</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3b) Artikel 4 Nummer 2 erhält folgende Fassung:

	
	„(2) Stimulierung bilateraler Handelsbeziehungen, von Investitionsströmen und von Wirtschaftspartnerschaften, unter besonderer Berücksichtigung der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU);“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Angesichts des veränderten Kreises der Partnerländer sollten die finanzierten Tätigkeiten einen klaren Zusatznutzen für beide Seiten haben (Die Änderungen in Bezug auf die Bereiche, die beim ursprünglichen Instrument festgelegt wurden, sind durch Kursivschrift gekennzeichnet).
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>11</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 c (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 4 – Nummer 3</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3c) Artikel 4 Nummer 3 erhält folgende Fassung:

	
	„(3) Förderung von Dialogen zwischen politischen, wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Akteuren und Nichtregierungsorganisationen sonstiger Art in einschlägigen Bereichen in der Gemeinschaft und in Partnerländern;“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Die „kulturelle“ Zusammenarbeit sollte einbezogen werden (Die Änderungen in Bezug auf die Bereiche, die beim ursprünglichen Instrument festgelegt wurden, sind durch Kursivschrift gekennzeichnet).
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>12</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 d (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 4 – Nummer 5</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3d) Artikel 4 Nummer 5 erhält folgende Fassung:

	
	„(5) Förderung von Kooperationsvorhaben in Bereichen wie Forschung, Wissenschaft und Technologie, Sport und Kultur, erneuerbare Energie, Verkehr, Umwelt, einschließlich Klimawandel, Zoll, Finanzfragen, Rechts- und Menschenrechtsfragen sowie sonstigen Bereichen von beiderseitigem Interesse zwischen der Gemeinschaft und den Partnerländern;“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Es werden weitere wichtige Bereiche für eine mögliche Zusammenarbeit vorgesehen. (Die Änderungen in Bezug auf die Bereiche, die beim ursprünglichen Instrument festgelegt wurden, sind durch Kursivschrift gekennzeichnet).
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>13</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 e (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 6 – Absatz 1</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3e) Artikel 6 Absatz 1 erhält folgende Fassung:

	
	„1. Die Kommission nimmt auf der Grundlage der in Artikel 5 genannten mehrjährigen Kooperationsprogramme jährliche Aktionsprogramme an und teilt diese dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig mit.“


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>14</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 3 f (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 7 – Absatz 1 a (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(3f) Dem Artikel 7 wird folgender Absatz angefügt:

	
	„1a. Die nach dieser Verordnung gewährte Gemeinschaftshilfe darf nicht zur Beschaffung von Waffen oder Munition oder für Tätigkeiten mit militärischen oder verteidigungspolitischen Bezügen verwendet werden.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Im Hinblick auf eine Übereinstimmung mit Artikel 2 Absatz 5 der Verordnung (EG) Nr. 1905/2006.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>15</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 4 a (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 9 – Absatz 3</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(4a) Artikel 9 Absatz 3 erhält folgende Fassung:

	
	„3. Die Kommission nimmt die nicht unter die mehrjährigen Kooperationsprogramme fallenden flankierenden Maßnahmen an und teilt sie dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig mit.“


</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>16</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 4 b (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 14 a (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	4b. Es wird folgender Artikel eingefügt:

	
	„Artikel 14a

	
	Ausübung der Befugnisübertragung

	
	1. Die Befugnis zum Erlass der in Artikel 5 genannten delegierten Rechtsakte wird der Kommission für die Geltungsdauer dieser Verordnung übertragen.

	
	2. Sobald die Kommission einen delegierten Rechtsakt erlässt, übermittelt sie diesen dem Europäischen Parlament und dem Rat gleichzeitig.

	
	3. Die Befugnis zum Erlass delegierter Rechtsakte wird der Kommission unter den in den Artikeln 14b und 14c festgelegten Bedingungen übertragen.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Standardtext für delegierte Rechtsakte.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>17</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 4 c (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 14 b (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(4c) Es wird folgender Artikel eingefügt:

	
	„Artikel 14b

	
	Widerruf der Befugnisübertragung

	
	1. Die Befugnisübertragung nach Artikel 5 kann vom Europäischen Parlament oder vom Rat jederzeit widerrufen werden.

	
	2. Das Organ, das ein internes Verfahren eingeleitet hat, um zu entscheiden, ob die Befugnisübertragung widerrufen werden soll, unterrichtet das andere Organ und die Kommission darüber, welche übertragenen Befugnisse widerrufen werden könnten.

	
	3. Der Widerrufsbeschluss enthält die Gründe für den Widerruf und beendet die in dem Beschluss genannte Befugnisübertragung. Er wird unverzüglich oder zu einem darin genannten späteren Zeitpunkt wirksam. Die Gültigkeit von delegierten Rechtsakten, die bereits in Kraft sind, wird davon nicht berührt. Der Beschluss wird im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Standardtext für delegierte Rechtsakte.
</Amend>
<Amend>Änderungsantrag

<NumAm>18</NumAm>
<DocAmend>Vorschlag für eine Verordnung – Änderungsrechtsakt</DocAmend>
<Article>Artikel 1 – Nummer 4 d (neu)</Article>
<DocAmend2>Verordnung (EG) Nr. 1934/2006</DocAmend2>
<Article2>Artikel 14 c (neu)</Article2>
	

	Vorschlag der Kommission
	Geänderter Text

	
	(4d) Es wird folgender Artikel eingefügt:

	
	„Artikel 14c

	
	Einwände gegen delegierte Rechtsakte

	
	1. Das Europäische Parlament oder der Rat können gegen einen delegierten Rechtsakt innerhalb von drei Monaten nach seiner Übermittlung Einwände erheben.

	
	2. Haben bei Ablauf dieser Frist weder das Europäische Parlament noch der Rat Einwände gegen den delegierten Rechtsakt erhoben, so tritt dieser zu dem darin genannten Zeitpunkt in Kraft.

	
	3. Erheben das Europäische Parlament oder der Rat Einwände gegen einen delegierten Rechtsakt, so tritt dieser nicht in Kraft. Das Organ, das Einwände erhebt, begründet seine Einwände gegen den delegierten Rechtsakt.“


<TitreJust>Begründung</TitreJust>
Standardtext für delegierte Rechtsakte.
</Amend>
</RepeatBlock-Amend>
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